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Dieter Janecek, Bündnis 90/Die Grünen:

Am Ende brauchen wir die
Kreativität unserer Volkswirtschaft

Dieter Janecek (*1976)
Landesliste Bayern

Es ist gut, dass wir heute über
das Thema Inflation spre-
chen, weil es wirklich viele

Menschen draußen im Land be-
wegt und auch konkret trifft. Es ist
aber auch wichtig, dass wir uns
mit den Ursachen der Inflation
auseinandersetzen und darüber
reden, was wir als Bundesregie-
rung, als Staat tun können. Wir
müssen auch ehrlich sagen, wo
wir was nicht tun können; denn
wir in der Bundesrepublik
Deutschland können einen globa-
len Angebotsschock nicht kom-
plett allein kompensieren.
Die Europäische Zentralbank

hat eine Zinswende angedeutet;
sie wird wahrscheinlich im Herbst
kommen. Es ist nicht die Aufgabe
des Parlaments, darüber zu ent-
scheiden, ob eine Zinswende ge-
boten ist. Allerdings muss man
auch sagen: Wir erleben nun mal
einen externen Angebotsschock,
sehr stark getrieben durch Öl und
Gas, durch die Preise bei den Roh-
stoffen, bei Lebensmitteln. Da
stellt sich die Frage, inwiefern
Geldpolitik gegensteuern kann
– ein Stück weit sicherlich; aber
auf der anderen Seite müssen wir
natürlich auch die Wirtschaft am
Laufen halten. Ich wünsche dort
also glückliche Entscheidungen.
Wir sehen, dass wir in großer

Abhängigkeit sind. Constanze
Stelzenmüller, Analystin, hat vor
Kurzem einmal gesagt: Wir haben
uns militärtechnisch von den USA
abhängig gemacht, wohlstands-
technisch von China und energie-
politisch von Russland. – Ganz so
klar würde ich es nicht benennen;
aber wir sind abhängig. Wir sehen
heute die Folgen, hören das Echo
von Krisen vergangener Zeiten.
Insbesondere beim Thema Energie
sehen wir jetzt eine Explosion von
Preisen, die wir auf Dauer nur ab-
federn können, indem wir ent-
schlossen in erneuerbare Energien,
in Energieeffizienz investieren.
Ich nenne Ihnen mal ein ganz

konkretes Beispiel. Ich war letzte
Woche mit einer Wirtschaftsdele-
gation in Irland und habe dort ein
neues Wort gelernt: das Wort
„Windreserve“. Irland hat 5 Giga-
watt Bedarf an Wind, aber 70 Gi-
gawatt – offshore – an Kapazität.
Das heißt, da ist Produktion, da
ist Export zu stabilen Preisen
möglich. Das ist heute noch nicht
ausgeschöpft; das ist bei den balti-
schen Staaten auch so. Das heißt:
Das Europa der erneuerbaren
Energien ist die eine Antwort auf
die Inflation. Da müssen wir in-
vestieren.
Aber natürlich wird das kurzfris-

tig das Problem der hohen Preise
nicht lösen; das will ich zugeste-
hen. Deshalb hat Robert Habeck
auch etwas getan, was ich mir
noch vor einem Jahr nicht hätte

vorstellen können, nämlich den
Energieeinkauf diversifiziert. So-
mit können wir davon ausgehen
– sicher ist das aber nicht -, dass
wir, wenn wir in wenigen Mona-
ten – heute haben wir ja schon die
ersten Ergebnisse – einen diversifi-
zierten Gasmarkt haben, auch
wieder sinkende Preise sehen kön-
nen und 2023 wieder in einen In-
flationsrahmen reinkommen, der
erträglicher ist als heute. Davon
können die Menschen dann auch
wieder mehr profitieren.
Eine wirklich fatale Entwicklung

– das muss man ehrlicherweise sa-
gen – fand in den letzten Wochen
aber auch – ich schaue jetzt mal
in Ihre Richtung; das tue ich nicht
sehr gern – in China statt. Die Ze-
ro-Covid-Strategie von Präsident
Xi in China führt dazu, dass wir

massive Einbrüche der chinesi-
schen Volkswirtschaft erleben,
dass wir Einbrüche in den Liefer-
ketten haben, die uns auch ganz
konkret treffen. Auch das können
wir nicht aus der Bundesrepublik
Deutschland heraus beeinflussen.
Das wird wahrscheinlich erst nach
dem Volkskongress im Oktober
geklärt, wenn China versteht, dass
es falsch war, eine Politik zu ma-
chen, die dem eigenen Volk und
der eigenen Wirtschaft schadet.
Wir haben das besser gemacht, in-
dem wir gesagt haben: Wir müs-
sen irgendwann auch mal mit die-
sem Virus leben, auch mithilfe un-
serer Impfstoffe, die besser sind
als die chinesischen.
Was können wir tun? Wir kön-

nen zum einen konkret entlasten
– das haben wir getan -; aber – es
wurde von Herrn Schrodi, von Ka-
tharina Beck angesprochen – bitte
nicht den SUV-Fahrer entlasten,
sondern dort, wo es gebraucht
wird.
Die Union hatte eine Energie-

preissenkung in Höhe von 40 Mil-
liarden Euro vorgeschlagen und
schreibt in ihrem Antrag, dass sie

die Schuldenbremse einhalten
will. Das ist – mit Verlaub – ein-
fach nicht seriös. Das ist keine
glaubwürdige Politik gegen die In-
flation.
Am Ende brauchen wir die

Kreativität unserer Volkswirtschaft.
Natürlich haben hohe Preise gera-
de im Bereich Energie einen Len-
kungseffekt. Wir sehen gerade
Kreativität, zum Beispiel in den
Betrieben, die sich darauf einstel-
len, mit diesen Lenkungseffekten
umzugehen, die unsere Volkswirt-
schaft modernisieren – mit weni-
ger Energie, mit erneuerbarer
Energie -, die mit den Fähigkeiten,
die sie haben, Modernität und
Wettbewerbsfähigkeit schaffen.
Darum geht es in den kommen-
den Wochen: Entlastung und
Kreativität zusammenzubringen.
Dann schaffen wir auch diese
schwere Zeit.
Vielen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,

bei der SPD und der FDP)
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Maximilian Mordhorst, FDP:

Die oberste Priorität hat die
Hilfe, die wir der Ukraine leisten

Maximilian Mordhorst (*1996)
Landesliste Schleswig-Holstein

Ich glaube, niemand hier vor
Ort bezweifelt die Ernsthaftig-
keit der Inflation, die Sie auch

in Ihrem Antrag völlig zu Recht
ansprechen. Ich will deswegen
– der Kollege Herbrand hat das
schon sehr gut gemacht – mal sa-
gen, was wir so alles tun. Es wurde
zwar schon im Einzelnen aufge-
zählt, aber ich möchte, dass man
auch mal eine Gesamtsumme hat:
Wir entlasten Menschen jetzt mit
mehreren Paketen um 37 Milliar-
den Euro, ohne dass wir das so ge-
plant hatten. Das ist eine Riesen-
hilfe für die Menschen in
Deutschland, eine große Hilfe für
die Menschen, die von den Ener-
giepreisen und von der Inflation
belastet sind. Ich glaube, das gerät
hier gerade ein bisschen in den

Hintergrund; auch das ist ja im-
mer wieder ein Punkt Ihrer Kritik.
Ich kann verstehen, dass man als
Opposition sagt: „Mehr geht im-
mer“, und dann macht man mal
so eine Liste, ohne dass man einen
Gegenfinanzierungsvorschlag hat
– fair enough, alles okay.
Aber Sie tragen in Ihrem Antrag

auch schon wieder – ich will hier
mal eine Mär auflösen – die Stu-
denten und die Rentner vor sich
her, als würden wir denen nicht
helfen. Ich kann Ihnen dringend
empfehlen, hier gleich einmal sit-
zen zu bleiben und
den nächsten Ta-
gesordnungspunkt
noch mit anzuhö-
ren; denn dort wer-
den wir das Bun-
desausbildungsför-
derungsgesetz ver-
ändern, was Sie
verpennt haben in
den letzten Jahren:
eine Riesenhilfe für
Studenten in diesem Land. Ich
kann Ihnen empfehlen, auch mor-
gen früh um 9 Uhr dabei zu sein
– auch wieder wunderbar span-
nend -: Wir werden die größte
Rentenerhöhung der letzten 30
Jahre in Deutschland beschließen.
Diese Zeitspanne ist fast doppelt
so lang wie die 16 Jahre, die Sie
hier durchgehend in Deutschland

regiert haben. So zu tun, als wür-
den wir nicht helfen, nur weil in
diesem Paket nicht diese konkrete
Pauschale steht, während das
9-Euro-Ticket, eine zusätzliche
Pauschale für die Rentner und Stu-
denten kommt: Ich glaube, das ist
nicht ehrlich; da binden Sie den
Leuten einen Bären auf, wenn Sie
die Studenten und Rentner so vor
sich hertragen. Wir machen jetzt
Schulden. Gerade als Freie Demo-
kraten – das muss ich ganz ernst-
haft sagen – machen wir das nicht
gerne; aber wir befinden uns in ei-

ner außergewöhnli-
chen Situation. Ich
glaube, auch das ge-
rät hier gerade ein
bisschen in den
Hintergrund; man-
che wollen das so-
gar relativieren. Die
oberste Priorität hat
die Hilfe, die wir der
Ukraine leisten. Da
kann ich mich über

das ein oder andere wundern. Wir
machen ein Öl-, ein Gas- und
auch ein Kohleembargo nicht ger-
ne und schnell. Aber wir machen
es so seriös, dass wir den Men-
schen helfen, und wir machen es
vorrangig, weil wir die Ukraine
unterstützen und weil wir das, was
Russland treibt, nicht mehr unter-
stützen wollen. Und ja, das wird

Kosten haben. Wir werden dafür
sorgen, dass die Kosten vernünftig
verteilt werden und dass nicht die
Menschen, die sehr wenig verdie-
nen oder die in der Mitte der Ge-
sellschaft stehen, besonders belas-
tet werden. Auf der anderen Seite
machen wir in Deutschland leider
Schulden; das ist völlig richtig. Sie
erzählen uns immer wieder etwas
von Schulden und werfen es dem
Finanzminister vor; Sie sagen: Der
Schuldenminister! Und so weiter,
und so fort. Aber was machen Sie
denn mit Ihrem Antrag? Sie wol-
len das Geld mit vollen Händen
aus dem offenen Fenster werfen
und sagen den Menschen in
Deutschland nichts darüber, wie
das finanziert werden soll. Das ist
nicht ehrlich. Das macht sich teil-
weise sogar lustig über die Men-
schen, die belastet werden. Lieber
es seriös machen!
Mehr geht immer. Kann ich gut

nachvollziehen. Aber wir müssen
in Deutschland nun mal regieren.
Ich glaube, Sie wussten mal, wie
das geht. Wir machen es jetzt ver-
nünftig und zeigen den Menschen
in Deutschland, wo wir ihnen
wirklich helfen, und nicht so, wie
Sie das vorgeschlagen haben. Vie-
len Dank.

(Beifall bei der FDP, der SPD und

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
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Dies ist eine gekürzte Version der De-
batte. In der Debatte sprachen zudem
die Abgeordneten Sebastian Brehm
(CSU), Parsa Marvi (SPD), Klaus Wie-
ner (CDU) und Sebastian Roloff
(SPD).

Wir entlasten
Menschen jetzt
mit mehreren
Paketen um
37 Milliarden

Euro.


